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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Schulte (Menden) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5536 — 

Muttermilch als Bioindikator 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 9. Juni 
1986 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

1. Liegt der Bundesregierung die vom Umweltbundesamt geförderte 
Studie „Muttermilch als Bioindikator" vor? 

Das Ergebnis des Forschungsvorhabens (Literaturstudie): „Eig-
nung der Humanmilch als Bioindikator für die Umweltbelastung 
mit chlorierten Kohlenwasserstoffen" liegt unter dem Titel „Mut-
termilch als Bioindikator" — Studie zur Organohalogenbelastung 
von Muttermilch und Lebensmitteln — vor. 

2. Beabsichtigt die Bundesregierung, diese Studie zu veröffentlichen, 
und wenn nein, warum nicht? 

Nach Einarbeitung bisher nicht berücksichtigter wissenschaft-
licher Erkenntnisse wird über die Veröffentlichung der Studie 
entschieden werden.  

3. Welche Empfehlungen gibt die Bundesregierung stillenden Müttern 
im Hinblick auf die Dauer des Stillens? 
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Die Bundesregierung empfiehlt in Übereinstimmung mit der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, Senatskommission zur Prü-
fung von Rückständen in Lebensmitteln, und der Ernährungskom-
mission der Deutschen Gesellschaft für Kinderheilkunde und der 
European  Society for Pediatric Gastroenterology and Nutri tion 
(ESPGAN), den Säugling vier Monate lang voll zu stillen und 
danach steigende Mengen Beikost zu geben. 

4. Stimmt die Bundesregierung damit überein, daß die Untersuchung 
von Muttermilch und die daraus resultierenden Ergebnisse eine 
wichtige Entscheidungshilfe für Mütter ist in der Frage, ob, und 
wenn ja, wie lange gestillt werden so ll? 

Die Bundesregierung verweist auf die Empfehlung der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, daß Mütter, die ihr Kind wesentlich 
länger als sechs Monate s tillen wollen, überprüfen lassen, welche 
Mengen an persistenten Organochlorverbindungen mit der Milch 
ausgeschieden werden. 

5. Hält die Bundesregierung die Möglichkeiten für kostenlose Unter-
suchungen von Muttermilch, derzeit sind kostenlose Untersuchun-
gen nur in Bremen und in Hessen uneingeschränkt möglich, für aus-
reichend? 

Die Untersuchung der Muttermilch fällt in den Zuständigkeits

-

bereich der Länder. Die Bundesregierung hält es für ausreichend, 
wenn in den Fällen, daß eine Mutter ihr Kind wesentlich länger als 
sechs Monate stillen möchte, kostenlose Untersuchungen durch-
geführt werden. 

6. Liegen der Bundesregierung seit der Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl Erkenntnisse über die Belastung von Mu ttermilch mit 
radioaktiven Isotopen vor, und wenn ja, welche? 

Im Institut für Strahlenhygiene des Bundesgesundheitsamtes wur-
den am 3. Mai 1986 bei Stichproben 26 Bq/l Jod 131 gemessen. 
Dies entsprich dem We rt, der zu erwarten ist, wenn eine stillende 
Mutter pro Tag 11 Milch mit einer Aktivitätskonzentration von 
etwa 500 Bq/l trinkt. In der Folgezeit wurde eine kontinuierliche 
Abnahme auf weniger als 1,5 Bq/l, gemessen am 22. Mai 1986, 
beobachtet. 

Bei Caesium 137 wurde sowohl am 3. Mai 1986 als auch am 22. 
Mai 1986 weniger als 1 Bq/l festgestellt. Dies entspricht der 
Nachweisgrenze. 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung, kurz-, mittel- und langfristige 
Untersuchungsprogramme in Auftrag zu geben, die Auskunft geben 
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über die Belastung von Mu ttermilch mit radioaktiven Isotopen und 
deren zeitliche Entwicklung? 

Wegen der physikalischen Halbwertzeit von Jod 131 von acht 
Tagen ist eine mittel- und langfristige Untersuchung über die 
Belastung der Muttermilch mit Radiojod nicht möglich. Für 
Caesium 137 soll in einem Forschungsvorhaben der übertritt von 
Caesium 137 aus der Nahrung in die Muttermilch über einen 
längeren Zeitraum untersucht werden. 

8. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Aufklärungs-
arbeit von Selbsthilfegruppen wie "Muttermilch — ein Menschen-
recht" finanziell zu unterstützen? 

Anträge auf Gewährung von Bundeszuwendungen werden auf-
grund haushaltsrechtlicher Vorschriften immer im Rahmen vor-
handener Mittel danach beurteilt, ob ein erhebliches Bundesinter-
esse an der Durchführung des Projektes vorliegt. 

9. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um den Gehalt 
an Schadstoffen in der Muttermilch zu senken? 

Die Bundesregierung hat die erforderlichen Maßnahmen ergrif-
fen, um die Belastung der Umwelt mit Schadstoffen kontinuierlich 
zu vermindern. Für die Muttermilch sind besonders die Rück-
stände von Clorkohlenwasserstoffen bedeutsam. Die Bundes-
regierung hat deshalb Anwendungsverbote und Verwendungsbe-
schränkungen für diese Stoffe erlassen sowie Höchstmengen für 
Rückstände in Lebensmitteln und Futtermitteln festgesetzt. 

Die Rückstände einiger chlorierter Kohlenwasserstoffe wie HCB 
und DDT sind in den letzten zehn Jahren deutlich zurückgegan-
gen. Dies ist sicherlich auch auf die bereits ergriffenen gesetz-
lichen Maßnahmen zurückzuführen. 

Die Anwendung akkumulierender, persistenter chlorierter Koh-
lenwasserstoffe sowie Schwermetallverbindungen im Pflanzen-
schutz ist aufgrund der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 
z. T. seit langem verboten; die Anwendung weiterer Stoffe ist 
beschränkt, zuletzt durch die Zweite Verordnung zur Änderung 
der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung vom 21. März 1986. 
Diese Verordnung wird ständig neuen Erkenntnissen angepaßt. 

In der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung sind die 
Höchstmengen für Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in 
Lebensmitteln auch unter Berücksichtigung der Belastung der 
Muttermilch festgesetzt worden. Durch diese Festlegung sind bei 
lebenslanger Aufnahme, aber auch bei gelegentlicher Überschrei-
tung der Höchstmenge, gesundheitsgefährdende Auswirkungen, 
sowohl für den Säugling als auch für den Erwachsenen, nicht zu 
erwarten. 
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Die besondere Aufmerksamkeit der Bundesregierung gilt den 
Chlorkohlenwasserstoffen ß-HCH und PCB (polychlorierte Biphe-
nyle). 

In der Futtermittelverordnung wurden bereits 1974 Höchstge-
haltsvorschriften für chlorierte Kohlenwasserstoffe in Futter-
mitteln festgelegt. Sie wurden laufend neuesten Erkenntnissen 
angepaßt, zuletzt durch die Vierte Verordnung zur Änderung der 
Futtermittelverordnung vom 23. Januar 1985 mit einer Verschär-
fung bei Beta-HCH. Die Belastung von Futtermitteln mit chlorier-
ten Kohlenwasserstoffen liegt inzwischen unter den gesetzlich 
festgelegten Höchstmengen; bei 22 897 Kontrolluntersuchungen 
im Rahmen der amtlichen Futtermittelüberwachung betrug 1984 
die Beanstandungsquote nur noch 0,8 v. H. Dieses Ergebnis wird 
durch die Untersuchungen der Futtermittelwirtschaft bestätigt. 

Die Verwendung von PCB ist aufgrund der 10. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nur noch in 
geschlossenen Systemen gestattet. 

Die Bundesregierung hat 1983 den Europäischen Gemeinschaften 
ein weitergehendes Verbot von PCB vorgeschlagen. Der Umwelt-
rat der Europäischen Gemeinschaften hat auf Vorschlag der Kom-
mission 1985 die Richtlinie 85/467/EWG, die sogenannte 2. PCB-
Richtlinie, verabschiedet. Sie sieht ein nahezu vollständiges Ver-
bot von PCB vor. Die Richtlinie wird in na tionales Recht umge-
setzt. Nach entsprechenden Zusagen der Industrie wird in der 
Bundesrepublik Deutschland schon jetzt kein PCB mehr her-
gestellt und verwendet. 

Weiterhin hat der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit den beteiligten Kreisen den Entwurf für eine Schad-
stoff-Höchstmengenverordnung zugeleitet, in dem Höchstmen-
gen für Rückstände von PCB in bestimmten Lebensmitteln vor-
gesehen sind. 


